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DER BUNDESMINISTER 

FÜR JUSTIZ 

7088/1-Pr 1/85 

An den 

n -,ltDlder Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

des Nationalrates XVI. Gesetzgebungsperiode 

1230 lAB 

1985 -06- 1 ,. 
zu 4271 IJ 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 

zur Zahl 1271/J-NR/1985 

Die schriftliche Anfrage der Abgeordneten zum Natio-

nalrat Dr. Michael Graff und Kollegen vom 22.4.1985 

(127l/J) beantworte iCh, indem ich neuerlich die in der 

Bezeichnung und in der Begründung der Anfrage enthältenen 

Vorwürfe der Behinderung der Staatsanwaltschaft Wien nach-

drücklich zurückweise, wie folgt: 

Zu 1: 

Zum Wortlaut des Berichtes der Staatsanwaltschaft Wien 

vom 13.3.1985 verweise ich auf die angeschlossene Kopie 

desselben. 

Zu 2: 

Hiezu verweise ich auf die inhaltsgleichen Punkte 2 

und 3 der Anfragebeantwortung zur Zahl l133/J-NR/l985. 
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Zu 3 bis 7: 

Der Bericht der Staatsanwaltschaft Wien vom 13.3.1985 

wurde von der Oberstaatsanwaltschaft Wien im Einvernehmen 

mit dem Bundesministerium für Justiz deshalb nicht geneh

migt, weil er sich auf keine solche Änderung der Sach- und 

Beweislage stützte, die einen Antrag auf Einleitung der 

Voruntersuchung gerechtfertigt erscheinen hätte lassen, 

zumal dem von der Staatsanwaltschaft Wien bereits am 

4.2.1985 beim Untersuchungsrichter des Landesgerichts für 

Strafsachen Wien gestellten Antrag auf Vernehmung zweier 

Zeugen im Rechtshilfeweg durch das zuständige Schweizer 

Gericht über den An- und Verkauf sowie den Geschäftsver

lauf betreffend die verfahrensgegenständlichen Uranerzauf

bereitungsanlage vom Untersuchungsrichter damals und auch 

heute noch nicht entsprochen worden ist. Die Oberstaatsan

waltschaft Wien hat daher mit Zustimmung des Bundesmini

steriums für Justiz die Auffassung vertreten, daß kein 

neues Beweismaterial vorliegt, das ein Abgehen von der 

bisherigen Antragsteilung begründet erscheinen läßt. Mit 

Rücksicht darauf, daß zur Beschleunigung der Angelegenheit 

das Einvernehmen mit der zuständigen Fachsektion des Bun

desministeriums für Justiz und mit mir fernmündlich herge

stellt wurde, existieren weder e1n schriftlicher Bericht 

der Oberstaatsanwaltschaft Wien an das Bundesministerium 

für Justiz über diesen Verfahrensschritt noch ein diesbe

züglicher Erlaß des Bundesministeriums für Justiz an die 

Oberstaatsanwaltschaft Wien. 
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Zu 8: 

Ich verweise auf die angeschlossenen Kopie des Erlas

ses Oberstaatsanwaltschaft Wien vom 15.3.1985. 

Zu 9: 

Hiezu verwe1se ich auf Punkt 11 b der Anfragebeantwor

tung zur Zahl l133/J-NR/1985. Ein Vergleich mit der Causa 

Dr. Hannes Androsch ist mit Rücksicht auf die völlig ande

re Sach- und Rechtslage nicht begründet und auch nicht 

möglich. 

Zu 10 a) und 11: 

Hiezu verweise ich auf Punkt 9 der Anfragebeantwortung 

zur Zahl l2ll/J-NR/1985. 

Zu 10 b) und 11: 

Nein. 

Zu 12 und 13: 

Das Bundesministerium für Justiz hat bereits mit Erlaß 

vom 14.5.1985 ausdrücklich auf eine Berichterstattung über 

die beabsichtigte Antragste11ung zu einzelnen Erhebungs

schritten im Zuge der anhängigen gerichtlichen Vorerhebun

gen verzichtet. Zugleich wurde die Oberstaatsanwaltschaft 

Wien ersucht, die Staatsanwaltschaft Wien anzuleiten, beim 

Untersuchungsrichter die rasche Durchführung jener Erhe-
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bungsanträge zu betreiben (s. oben zu 3 bis 7), von deren 

Ergebnis gemäß dem Erlaß der Oberstaatsanwaltschaft Wien 

vom 29.1.1985 an die Staatsanwaltschaft Wien (eine Kopie 

dieses Erlasses ist bereits der Anfragebeantwortung zur 

Zahl 1133/J-NR/1985 angeschlossen worden) die neuerliche 

Prlifung eines Antrags auf Einleitung der Voruntersuchung 

abhängig gemacht worden ist. 

Im librigen gewährleisten gerichtliche Vorerhebungen in 

gleicher Weise wie eine Voruntersuchung eine Klärung des 

Sachverhalts und die Beachtung des Gebots, daß die zur 

Belastung und die zur Verteidigung des Beschuldigten die-

nenden Umstände mit gleiCher Sorgfalt zu berlieksichtigen 

sind (§ 3 StPO). 

12. Juni 1985 
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An die 

Oberstaatsanwaltachaft Wien 

36 St "9 .. 803/8 J 

"7~~~/1 I S; 

Betrifft: Strafsache gegen Odo PROKSCH und Hans Peter 
DAIMLER wegen S § l~ 6 ff StGB: 

Bezug: OStA 10,,389/85, 

Beri:htsverfasser: Staatsanwalt nro Wolfgang Mühlbacher; 

Beilage: Eingabe des Rechtsanwaltes Or.. Werner Masser 
SaInt 5 Beilageno 

Am 130301985 überreichte der Pri-

vatbeteiligtenvertreter, Rechtsanwalt 

Dr.. Werner Masser, der Staatsanwalt-

schaft Wien eine Eingabe mit fünf Bei-

lagen, in der er eine Reihe von Beweis-

anträgen und den Antrag auf Einleitung 

der Voruntersuchung stellt. 

Bezüglich des Sachverhaltes und 

der diese Anträge begründenden Umstände 

darf auf die angeschlossene Eingabe 

verwiesen werdeno 

Im Hinblick auf das neue Beweisma-

terial ( insbesonders Sc hr i f tsachver-

ständ igengutachten des hl. ex andet' Si n-

Stellungnahme des Univ.Prof .. 

D1:'o Hans<=>Jörg Steiner) haben sich die 
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Verdachtsmomente gegen Udo P7roKsch und Hans Peter De.1mler 

erhärteto Nach der vorliegenden Sach= und Beweislage 1st da-

her der gegen sie bestehende Tatverdacht als dringend anzu

sehen .. Diese Meinung vertri~t offenbar auch der zuständige 

Untersuchungsrichter u ~umal eK" über d 1e Beschuld igten von 

amtswegen die Untersuchungshaft verhängte und ebenso der 

Baftprüfungssenat Q der Ude Preksch nicht aus dem Grund des 

S 193 Absatz 2 StPO Q sondern unter Än~endun9 gelinderer Mit

tel gemäß § 180 Absat~ S Ziffer 1 und c(\ StPO enthaftete .. 

Davon ausgehend u erscheint 1m vorliegenden Fall die 

Einleitung der Voruntersuchung auch nach den Intentionen 

des Gesetzgebers (§ 91 Absatz 2 StPO) geradezu geboteno Dazu 

kommt noch, daß seit der Verhaftung von Udo Proksch und Hans 

Peter Daimler dem gegenständlichen Straffall in den Medien 

breiter Raum gewidmet ~ird und die öffentlichkeit ein Recht 

auf lCasche Klärung d ili;?ser Strafsache hat 0 Eine solche ist 

aber nur durch Einleitung der Voruntersuchung ge~ährlei-

stete> 

Die Staatsan~altschaft Wien ersucht daher um UberprU-

fung der Weisung vom 2901.1985, OStA lOo~89/85o 

Staatsanwaltschaft Wien, 
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OBERSTAATsANWALTsCHAFT WIEN Wien, am 15. ~,:3.r 1985 
1016 Wien, Sdlmerlingpfatz 11 

aStA 11.108/85 Justizpalast, Postfach 51 
Telefon: (0222) 96 22-0-

An die 

St.atsanwaltschaft 
Wie n 

zu 36 St 49.803/83 

Zum do. Bericht vom 13. 3. 1985 in der Strafsache 
gegen Udo PROKSCH und Hans Peter DAIMLErt wegen §§ 15, 

146 ff StGB ergeht vorerst die Mitteilur.~, daß die 
vo::,ge:egten 3e·,r;eisunterl3.gen ic Zusa:::::enhal t mit den 
bis~er bekannten Verfahrensergebnissen keinen Anlaß 

für die Annahme eines dringenden, die Einleitung der 
Voruntersuchung gegen die Genannten rechtfertigenden 
Tatverdachtes biete~. Unter Bezugnahme auf den ha. ErlaS 
vom 29. 1. 1985, aStA 10.389/85 wird um Berichterstattung 
ersucht, ob den seinerzeit gestellten Erhebungsanträgen, 
insbesondere auf Vernehmung des Zeugen Erwin EGGER 

durch das Schweizer Gericht bereits entsprochen wurden, 
sowie über das Ergebnis einer erneuten Prüfung des 

Tatverdachtes auch unter Berücksichtigung dieser Er
hebungsergebnisse und welche weitere Antragsteilung 

beim Untersuchungsrichter des Landesgerichtes für 
Strafsachen'~ien in Aussiebt genommen wird. 

Die Berichtsbeilagen werden zurÜCkgestellt. 
6 Beila9;en 

I. V. : 
Dr. Was s erb aue r 
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